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Stellungnahme
Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS)

Was ist PFAS?

PFAS ist eine Abkürzung für per- und polyfluorierte Chemikalien. Diese Stoffgruppe umfasst nach
letzten Schätzungen mehr als 10.000 verschiedene Stoffe. Sie sind eine große Familie von tausenden
synthetischen Chemikalien, die in der Gesellschaft weit verbreitet sind und in der Umwelt
vorkommen. PFAS kommen nicht natürlich vor und werden erst seit den späten 1940ern hergestellt und
eingesetzt. Die Fluor-Kohlenstoff-Bindungen machen die PFAS extrem stabil und langlebig - von daher
auch die Bezeichnung "Ewigkeitschemikalien". Das bedeutet, dass sie schwer abbaubar sind, sowohl
bei ihrer Verwendung als auch in der Umwelt. Die meisten PFAS werden zudem einfach in der Umwelt
transportiert, wobei große Strecken von der Quelle ihrer Freisetzung zurückgelegt werden. Es wird
häufig festgestellt, dass PFAS das Grundwasser, Oberflächengewässer und Böden verunreinigen. Die
Reinigung kontaminierter Orte ist technisch schwierig und kostspielig. Wenn die Freisetzung anhält,
werden sich PFAS weiter in der Umwelt, im Trinkwasser und in der Nahrung anreichern.

Wie ist PFAS reqauliert?

Einige marktrelevante PFAS mit besorgniserregenden Eigenschaften werden durch die
europäische Chemikalienverordnung REACH, die CLP-Verordnung über die Einstufung,
Kennzeichnung und Verpackung von Chemikalien oder die Stockholm-Konvention über
persistente organische Schadstoffe (POPs) reguliert.

Beschränkung von PFAS

Die Risiken, welche sich aus der Herstellung, dem Inverkehrbringen, oder der Verwendung von PFAS
ergeben sind derzeit nicht angemessen kontrolliert. In der Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit hat
die Europäische Kommission ein umfassendes Paket an Maßnahmen angekündigt um die Verwendung
von PFAS und daraus entstehende Kontaminationen zu adressieren. Die Beschränkung der gesamten
Stoffgruppe in der EU-Chemikalienverordnung REACH ist Teil dieses Maßnahmenpakets. Der
vorgelegte Vorschlag sieht vor, dass PFAS nur noch in Bereichen zum Einsatz kommen dürfen, in denen
es auf absehbarer Zeit keine geeigneten Alternativen gibt bzw. wo die sozio-ökonomischen Vorteile die
Nachteile für Mensch und Umwelt überwiegen.

Wird es ein komplettes Verbot von PFAS geben - und wenn ia, wann?

er ursprunglic e Vorschlag für ein PFAS-Verbot unter der REACH-Verordnung sah vor, dass die
Beschränkungen voraussichtlich 2026 in Kraft treten könnten. Die Entscheidung wurde jedoch auf
2026 verschoben, wodurch sich die tatsächliche Umsetzung wirksamer Maßnahmen noch weiter
verzögern könnte. Aktuell stehen zwei Optionen zur Diskussion: ein vollständiges Verbot aller
PFAS oder eine Regelung mit gezielten Ausnahmen für bestimmte Anwendungen. Die
Europäische Kommission prüft derzeit, ob ein umfassendes Verbot oder eine schrittweise
Einschränkung sinnvoller ist.
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Wird es Übergangsfristen für betroffene Unternehmen für den Einsatz von PFAS
geben?

Ja, es sind Übergangsfristen vorgesehen, um Unternehmen Zeit zu geben, geeignete Alternativen zu
finden und umzusetzen. Diese Fristen variieren je nach Anwendungsbereich und Verfügbarkeit von
Ersatzstoffen zwischen 18 Monaten und 12 Jahren. Kürzere Fristen gelten für Bereiche, in denen bereits
etablierte Alternativen existieren, während längere Übergangszeiträume für komplexe Anwendungen
vorgesehen sind, bei denen derzeit keine geeigneten Ersatzstoffe verfügbar sind oder deren Umsetzung
besonders aufwendig ist.

Wie qeht es nun mit dem möglichen PFAS-Verbot weiter?

Die wissenschaftlichen Ausschüsse der ECHA - der Ausschuss für Risikobewertung (RAC) und der
Ausschuss für sozioökonomische Analyse (SEAC) - arbeiten derzeit an ihren Stellungnahmen
zu den vorgeschlagenen Beschränkungen. Die nächsten Schritte umfassen eine umfassende
Bewertung der Risiken sowie der wirtschaftlichen und gesellschaftliichen Auswirkungen für
verschiedene Branchen. Nach Abschluss der Beratungen werden die finalen Empfehlungen der
Europäischen Kommission vorgelegt. Anschließend entscheiden die Kommission, das Europäische
Parlament und der Rat über die Einführung des Verbots

Was bedeutet dies für Mawick und was tun wir?

Mawick beobachtet aufmerksam die laufenden Untersuchungen der Europäischen
Chemikalienagentur (ECHA) im Zusammenhang mit einem möglichen Verbot von Per und
Polyfluoralkylsubstanzen (PFAS). Gleichzeitig setzt man sich dafür ein, PFAS in der Lieferkette zu
identifizieren und gemeinsam mit den Kunden und Zulieferern nach geeigneten Alternativen zu suchen.
Das Bestreben ist es, sowohl das Unternehmen als auch die Produkte bestmöglich auf eine potenzielle
zukünftige Umsetzung eines PFAS-Verbotes vorzubereiten. Aufgrund der sich im ständigen Wandel
befindenden Diskussion bezüglich eines möglichen PFAS-Verbotes bedarf es angemessener Zeit, um
die Informationen aufzunehmen und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen.

Ferner enthalten unsere allgemeinen Geschäfts- & Einkaufsbedingungen die eindeutige Forderung an
unsere Vertragspartner, uns ausschließlich mit Artikeln zu beliefen, die den gesetzlichen
Bestimmungen und den behördlichen Vorschriften entsprechen.

Da zum aktuellen Zeitpunkt die PFAS-Gruppe weder gänzlich verboten noch in Bezug auf ein
Teilverbot klar definiert ist, gestaltet sich die Beschaffung von Informationen als äußerst
herausfordernd. Aufgrund dieser Umstände ist es aktuell nicht möglich eine verbindliche PFAS-
Erklärung vollumfänglich auszustellen.
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